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Die Bestimmungen des Salzburger Gemeindewasserleitungsgesetzes, LGBI. 78/1976 

i.d.g.F., verpflichten die Gemeinde, in den von ihr übernommenen 

Wasserversorgungsbereichen, ausreichend und gesundheitlich einwandfreies Trinkwasser 

zu liefern und zur Durchführung dieser Pflicht erlässt die Gemeinde im Sinne der 

Bestimmungen des § 5 des vorgenannten Gesetzes im Zusammenhang mit § 53 der 

Gemeindeordnung, LGBI. 9/2020 i.d.g.F., folgende 

 

VERORDNUNG 

Wasserleitungsordnung 

 

§ 1 Trinkwasseranlagen der Stadtgemeinde St. Johann im Pongau 

 

Alle der Wasserbringung dienenden und von der Gemeinde bzw. der Verbandsanlage 

„Obere Enns“ betriebenen Anlagen ab der Quellfassung, ausgenommen die 

Hausanschlüsse, gehören zur Ortswasserleitung. Diese steht im Eigentum der Gemeinde. 

Die Gemeinde hat dazu einen Netzanlagenplan zu führen. 

 

§ 2 Erweiterung der Ortswasserleitung zur Versorgung 

 

Jede über den jeweiligen Stand hinausreichende beabsichtigte Erweiterung der 

Ortswasserleitung zur Versorgung neuer Gebiete bleibt, unter Berücksichtigung der 

Finanzierbarkeit und der Leistungsfähigkeit, in der Entscheidungsfreiheit der Gemeinde. 

 

§ 3 Trinkwasserleitung - Zuleitung und Hauptleitung 

 

Die Trinkwasserleitung besteht aus der Zuleitung, das ist der Leitungsteil von der Quelle bis 

in das Versorgungsgebiet, und der Hauptleitung, das ist der Leitungsstrang im 

Versorgungsgebiet, wobei dieser möglichst im öffentlichen Grund liegen soll. Die 

Hausanschlussleitung ist jener Leitungsteil vom Hauptstrang zum Objekt, der im Eigentum 

des Wasserbeziehers ist. Für Schäden an diesem Leitungsteil haftet der Wasserbezieher. 

Er haftet auch für Schäden, die durch eine schadhafte Leitung an anderen Liegenschaften 

auftreten. 
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§ 4 Wasserleitungsanschlüsse 

 

Jeder Wasserbezieher (Objektseigentümer) ist verpflichtet, innerhalb seines Objektes, 

möglichst in unmittelbarer Nähe der Leitungsdurchführung durch die 

Versorgungsobjektsaußenmauer, an geschützter, frostsicherer und gut zugänglicher Stelle, 

einen Platz innerhalb des Gebäudes, zum Einbau der Wasserzählereinbaugarnitur zur 

Verfügung zu stellen, jeweils vor und nach dem Wasserzähler ein Absperrventil einzubauen 

und diesen stets freizuhalten. Dieser Platz ist im Einvernehmen mit der Gemeinde 

festzulegen. Für Frostschäden oder Beschädigungen an Zähler und Plomben haftet der 

Objektseigentümer, desgleichen ist ihm auch jede Manipulation an diesen Zuleitungen 

verboten. 

 

§ 5 Hausanschlussleitungen 

 

Die Hausanschlussleitungen können einzeln oder auch in Gruppen zusammengefasst 

erstellt werden. Die Trassenführung der Hausanschlussleitung, sowie die Anschlussstelle 

an den Hauptstrand werden vom Anschlusswerber und der Gemeinde gemeinsam 

festgelegt. Die Herstellung des Anschlusses hat ein hiezu befugtes Unternehmen 

auszuführen. Die Kosten des Hausanschlusses sind zur Gänze vom Wasserbezieher zu 

tragen. Der Name der ausführenden Firma sowie das Datum der Durchführung des 

Anschlusses sind vom Wasserbezieher der Gemeinde zu melden. Jede 

Hausanschlussleitung erhält im Abzweigungsbereich von der Hauptleitung einen von der 

Gemeinde auf ihre Kosten bereitgestellten Absperrer, dessen Betätigung ausnahmslos nur 

der Gemeinde zukommt. Eine Betätigung auch von anderen Personen darf nur bei Gefahr 

im Verzug, das wäre ein schwerer Rohrbruch mit großen Schadensfolgen, als erforderliche 

Sofortmaßnahme vorgenommen werden. 

 

§ 6 Kosten Wasserzählereinbau 

 

In jedes neue Objekt, welches an die Gemeindewasserleitung angeschlossen wird, muss 

vom Anschlusswerber auf dessen Kosten eine Wasserzählereinbaugarnitur eingebaut 

werden. Wo dies derzeit noch nicht der Fall ist, ist dies unter den in den § 3 und 4 

enthaltenen Vorgaben ehest nachzuholen. Anschlussleitungen an die 

Hausanschlussleitung, die nicht über den Zähler laufen, sei es eine Gemeinde- oder 
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Privatleitung, sind verboten und sind, wo sie bestehen sollten, sofort der Gemeinde 

anzuzeigen. 

 

 

§ 7 Einbau Wasserzähler 

 

Der Einbau des Wasserzählers hat dann zu erfolgen, wenn das Objekt fertiggestellt ist, oder 

vor der endgültigen Fertigstellung benützt wird. 

Als Wasserzähler dürfen nur gemeindeeigene Zähler verwendet werden. 

Diese sind, wenn ihre Funktionsfähigkeit nicht schon vorher in Frage steht, von der 

Gemeinde auf ihre Kosten mindestens alle 5 Jahre nacheichen zu lassen. Die 

Zähleranschaffungs- und Eichkosten sind durch die Zählermiete zu decken. 

Es besteht die Möglichkeit, Wasserzähler mit eingebautem Funkablesemodul einzubauen, 

welche eine elektronische Übermittelung der Zählerstände ermöglichen. 

Die Wasseranschlussgebühr wird nach dem Einbau des Wasserzählers durch die 

Stadtgemeinde vorgeschrieben. Als Berechnungsgrundlage ist der, jeweils für das Jahr des 

Zählereinbaues, durch die Gemeindevertretung beschlossene Richtwert heranzuziehen. 

 

§ 8 Haftungsumfang durch die Gemeinde 

 

Aus der Ortswasserleitung wird nur Trinkwasser zur Versorgung von Menschen und Tieren, 

Haushalten, gewerblichen Betrieben, wie Fleischhauereien, usw., geliefert. Ein größerer 

Bezugsbedarf von Gewerbe oder Industrie, wofür keine Trinkwasserqualität erforderlich ist, 

könnte daher aus der Gemeindewasserleitung versagt werden. Sollten der Gemeinde zur 

Erhaltung der Trinkwasserqualität Entkeimungsmaßnahmen von der zuständigen Behörde 

vorgeschrieben werden und den Wasserbeziehern dadurch Schäden, wie Fischsterben 

oder dgl., entstehen, übernimmt die Gemeinde hierfür keine Haftung. Dasselbe gilt auch für 

Schäden, die durch unvorhersehbare Wasserausfälle an Maschinen, Geräten und dgl. 

entstehen könnten.  Bei Schäden an Maschinen und Anlagen entsteht für die 

Stadtgemeinde St. Johann im Pongau keine Schadensgutmachungspflicht, wenn der 

Wasserausfall nicht durch grobe Fahrlässigkeit der Gemeindeorgane nachgewiesen werden 

kann. 
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§ 9 Gebühren 

 

Die Kosten der Herstellung, Erhaltung und des Betriebes der Gesamttrinkwasseranlage der 

Gemeinde werden gedeckt durch die Bauwassergebühr, die Wasseranschlussgebühr und 

die laufende Wasserbenützungsgebühr. 

 

a)  Bauwassergebühr 

Die Bauwassergebühr wird nach dem Volumen (Baumasse) des anzuschließenden 

Objektes berechnet. Die Baumasse ergibt sich aus äußerer Länge, Breite und Höhe (samt 

Keller) einer Baumaßnahme. Bei Objekten, bei denen Bauteile in Holzbauweise oder in 

Fertigteilbauweise errichtet werden, entfällt für diese Teile die Bauwassergebühr. 

Das Bauwasser zählt bis zur Vollendung jener baulichen Maßnahme, für die es berechnet 

wird. Kommt es jedoch schon vor der Baufertigstellung zu einer Teilbewohnung und zum 

Zählereinbau, so dass sich der Anspruch auf das noch guthabende Bauwasser mit dem 

schon über den Zähler laufenden Verbrauchswasser überschneidet, so gibt es hiefür keine 

Ausgleichszahlung (Rückerstattung). 

 

b)  Wasseranschlussgebühr 

Die Wasseranschlussgebühr ist im Sinne der § 5 und § 6 Benützungsgebührengesetz LGBl. 

31/1963 i.d.g.F. wie folgt zu berechnen: 

 

(1)  Die Wasseranschlussgebühr ergibt sich aus dem Produkt des Einheitssatzes und der 

Summe der Bemessungseinheiten gemäß Abs. 3. 

 

(2) Die Höhe des Einheitssatzes und für jedes Haushaltsjahr wird gesondert durch die 

Gemeindevertretung mit Beschluss festgelegt. 

 

(3) Bemessungsgrundlage ist, soweit in Abs. 5 bis 9 nichts anderes bestimmt ist, die  

Nutzfläche der baulichen Anlage. Dabei entsprechen bei Wohnflächen je 20 m² und bei 

Verwaltungs- und Geschäftsflächen je 50 m² Nutzfläche einer Bemessungseinheit. Bei 

gewerblichen Anlagen, wie Kosmetik, Massagen, Saunen, Fitnessräumen udgl. 

entsprechen je 50 m² einer Bemessungseinheit. Bei Garagen mit Wasseranschluss 

entsprechen je 50 m² Nutzfläche einer Bemessungseinheit. 
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(4) Nutzfläche ist die Gesamtfläche der insbesondere für Wohnzwecke, für gewerbliche 

Zwecke oder für öffentliche Zwecke nutzbar ausgestatteten Räume einschließlich der 

Nebenräume. Die Wandstärke bleibt bei der Berechnung der nutzbaren Fläche 

unberücksichtigt. 

 

(5) Folgende Flächen bleiben bei der Ermittlung der Bemessungsgrundlage 

unberücksichtigt: 

 Flächen in Dach- und Kellergeschoßen (ausgenommen Flächen, welche für Wohn-, 

Geschäfts-, oder Betriebszwecke vorgesehen sind) 

 Garagen ohne Wasseranschluss 

 Nebenanlagen (ausgenommen Flächen, welche für Wohn-, Geschäfts-, oder 

Betriebszwecke vorgesehen sind) 

 Flächen in land- und forstwirtschaftlichen Bauten, welche nicht für Wohnzwecke 

bestimmt sind 

 Heiz- und Technikräume, Waschküchen, Brennstofflagerräume sowie Schutzräume 

 Räume oder Teile von Räumen, die weniger als 150 cm hoch sind 

 Stiegen, Stiegenhäuser und Gänge, offene Balkone, Loggien und Terrassen 

 

(6)  Bei folgenden Betrieben und Einrichtungen entspricht einer Bemessungseinheit: 

Gastgewerbebetriebe mit Beherbergung   1,1 Gästebetten 

 mit/ohne Beherbergung     3 Sitz- od. Verabreichungsplätze 

 Sitz- od. Verabreichungsplätze im Freien 10 Sitz- od. Verabreichungsplätze 

Bei der Ermittlung der Bemessungseinheit von Betrieben mit Gastwirtschaft und 

Beherbergung sind die Sitz- oder Verabreichungsplätze nur dann nicht zu 

berücksichtigen, wenn 

- diese nach ihrer Konstruktion und Lage (z. B. durch getrennte Speiseräume)  

ausschließlich für die Beherbergung verwendbar sind und 

- die Anzahl dieser Sitz- oder Verabreichungsplätze in solchen Räumen die Anzahl 

der Betten nicht übersteigt. Bei einer allfälligen Übersteigung sind die über die 

Bettenanzahl hinausgehenden Sitz- oder Verabreichungsplätze zu berücksichtigen. 

 

Bars:          3 Sitz- oder Verabreichungsplätze 

Schirmbars und Terrassen, welche allseitig  

geschlossen werden können:            3 Sitz- oder Verabreichungsplätze 
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Privatzimmervermietung/Frühstückspensionen:   1,1 Gästebetten 

Kranken-, Kur-, Pflegeanstalten und Seniorenwohnheime:   1,1 Betten 

Campingplätze:          1 Stellplatz 

Veranstaltungsstätten und –säle:       20 Sitzplätze 

Schulen, Kinderbetreuungsstätten:      9 Personen 

Öffentlich zugängliche WC-Anlagen:          je WC und je Pissoir 

Lift- und Seilbahnanlagen: 

a) Kassengebäude mit integriertem Kundenbereich  50 m² Nutzfläche 

b) Restliche Gebäudeteile       5 Beschäftigte 

Montage-, Produktions- und Lagerhallen:    100 m² Nutzfläche 

 

(7) Folgende Einrichtungen sind in die Bemessungsgrundlage einzubeziehen: 

 Schwimmbäder, Hallen- und Freibäder sind mit ihrer Wassermenge in m³ in die 

Bemessungsgrundlage einzubeziehen, wobei je begonnene 50 m³ Beckeninhalt 

einer Bemessungseinheit entsprechen. Mindestbemessungsmenge ist 1,0 Punkt. 

Whirlpools sind mit ihrer Wassermenge in m³ in die Bemessungsgrundlage 

einzubeziehen, wobei 1m³ (1000 Liter) einer Bemessungseinheit entspricht. 

 

(8) Die Bemessungseinheiten sind auf die 2. Dezimalstelle kaufmännisch zu runden. 

 

(9) Sind Anschlüsse vorstehend nicht einordenbar, so ist für vorausschauend wöchentlich 

2,3 m³ Wasserbezug ein Vorauszahlungspunkt anzunehmen. Nach einem Jahr 

Wasserbezug ist, wenn sich eine Abweichung von mehr als 25 % ergibt, der Ausgleich nach 

dem sich auf dieser Basis tatsächlich ergebenden Wert herzustellen. 

 

(10) Nur 50 % der Wasseranschlussgebühr werden bei einem vorübergehenden Anschluss 

vorgeschrieben, wobei dieser nur unter den Voraussetzungen möglich ist, dass 

a) für eine private Wasserversorgungsanlage bei der Wasserrechtsbehörde um 

wasserrechtliche Bewilligung angesucht wurde, 

b) für eine wasserrechtliche bewilligte private Wasserversorgungsanlage von der 

Wasserrechtsbehörde ein vorübergehendes Benützungsverbot erteilt wurde, 

c) eine wasserrechtlich nicht bewilligte private Wasserversorgungsanlage einen schlechten 

Befund aufweist und  

d) eine private Wasserversorgungsanlage mengenmäßig nicht den Bedarf abdecken kann. 
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(11) Die unter den Punkten a) bis d) angeführten Möglichkeiten eines vorübergehenden 

Anschlusses an das Gemeindewasserleitungsnetz sind auf max. 3 Jahre ab dem Anschluss 

an dieses befristet und es gelangen spätestens dann die restlichen 50 % der 

Wasseranschlussgebühr zur Vorschreibung. Bei einer Ablehnung der wasserrechtlichen 

Bewilligung bzw. bei einer Löschung dieser durch die Wasserrechtsbehörde vor Ablauf der 

o. a. Frist werden die restlichen 50 % der Anschlussgebühr zum Zeitpunkt der Ablehnung 

bzw. Löschung fällig. Die 3-Jahres-Frist beginnt mit dem Anschluss an das 

Gemeindewasserleitungsnetz zu laufen und kann auch nicht durch eine vorübergehende 

Verwendung des privaten Wassers verlängert werden. Bei einer in der 3-Jahres-Frist 

gegebenen vorübergehenden Verwendung von Ortswasser und einem nach Ablauf dieser 

nochmalig gegebenen Bedarf, sind zum Zeitpunkt dieses Bedarfs die restlichen 50 % der 

Wasseranschlussgebühr fällig. 

 

c) Laufende Wasserbenützungsgebühr 

Der Wasserverbrauch wird durch den Zähler gemessen. Die Zählerablesung erfolgt in der 

Regel in Einjahresabständen. Die Objektseigentümer sind verpflichtet, den damit betrauten 

Gemeindeorganen Zutritt zur Leitungskontrolle und zum Zählerablesen zu gewähren, sowie 

entsprechende Auskünfte zu erteilen. Bei Wohnungs- und Besitzwechsel können die 

Verbrauchsablesungen auch je nach Erfordernis erfolgen. Wird die Genauigkeit des 

Wasserzählers vom Wasserbezieher angezweifelt und ergibt die Überprüfung eine 

Abweichung von mehr als 5 %, so sind die Überprüfungskosten von der Gemeinde und 

anderenfalls vom Wasserbezieher zu tragen. 

Die Höhe der unter den Punkten a), b) und c) angeführten Gebühren wird jährlich von der 

Gemeindevertretung neu festgesetzt. 

 

§ 10 Ergänzungsbeitrag 

(1) Bei nachträglichen Änderungen ist eine ergänzende Wasseranschlussgebühr zu 

entrichten, die im Sinn der obigen Bestimmungen wie folgt errechnet wird:  

1. Tritt durch die Änderung eine Vergrößerung der Bemessungsgrundlage ein (z.B. durch 

Zu- und Aufbauten, Änderung des Verwendungszwecks, Errichtung eines weiteren Baus 

oder Neubau nach Abbruch des Bestandes), ist die Wasseranschlussgebühr in diesem 

Umfang zu entrichten.  
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2. Bei Änderungen von bisher bewerteten Nutzflächen und/oder bei zusätzlich errichteten 

neuen Gebäudeteilen ist jeweils das gesamte bestehende Objekt einschließlich der 

zusätzlichen neuen Gebäudeteile einer neuen Gesamtbewertung mit den neu zu Grunde zu 

legenden Bemessungsgrößen zu unterziehen.  

3. Eine Rückzahlung bereits entrichteter Wasseranschlussgebühren aufgrund einer 

Neuberechnung nach diesem Absatz findet nicht statt. Ein etwaiges Punkteguthaben haftet 

auf der Liegenschaft. 

4. Ein Objektsabbruch ergibt keinen Rückerstattungsanspruch auf die seinerzeitige 

Anschlussgebühr, wohl aber wird, wenn nach dem Abbruch auf derselben Liegenschaft 

erneut mit einem Bau begonnen wird, der Abbruchteil am Neubau gutgeschrieben. 

 

§ 11 Anschlussverpflichtung 

 

In durch die Ortswasserleitung erschlossenen Gebieten sind die Objektseigentümer zum 

Anschluss und zur Deckung ihres Trinkwasserbedarfes aus der Ortswasserleitung 

entsprechend den Bestimmungen des § 20 des Bautechnikgesetzes, LGBI. 1/2016 i.d.g.F., 

verpflichtet. 

 

Objekte, die in einem Gebiet liegen, in dem eine Ortswasserleitung besteht oder geplant ist, 

für die aber die Eigentümer zur Versorgung eine wasserrechtlich genehmigte Eigen-

versorgung nachweisen können, können von der Anschlussverpflichtung ausgenommen 

werden. Das Anrecht auf eine Versorgung aus der Ortswasserleitung erlischt jedoch mit der 

Durchführung der Eigenversorgung. Bei einem später vorgebrachten Antrag auf Anschluss 

an die Ortswasserleitung hat der Objektseigentümer Mehrkosten, welche durch eine 

Leitungsverstärkung, Neuverlegung oder ähnliches der Gemeinde erwachsen, zu ersetzen. 

 

Jene Eigentümer von Liegenschaften, Gebäuden, Betrieben und Anlagen, die Befreiung 

von der Anschlussverpflichtung an die Gemeindewasserleitung geltend machen wollen, 

haben das Zutreffen der Befreiungsgründe durch Vorlage entsprechender Unterlagen 

(Wasseruntersuchungsbefunde, Schüttungsmessungen) zugleich mit der Bekanntgabe 

ihres Wasserbedarfes bei der Übersendung des Anmeldebogens der Gemeinde 

nachzuweisen. 
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Der Eigentümer von Liegenschaften, Gebäuden, Betrieben und Anlagen, für die nach den 

baurechtlichen Vorschriften Anschlusspflicht besteht, werden von der Bürgermeisterin oder 

vom Bürgermeister unter Zusendung eines Anmeldebogens aufgefordert, den Bezug von 

Wasser aus der Gemeindewasserleitung anzumelden. 

 

Die Anmeldung des Wasserbezuges für Neubauten im Anschlussbereich, deren Benützung 

erst nach Inkrafttreten dieser Wasserleitungsverordnung aufgenommen wird, hat zugleich 

mit der Erteilung der Baubewilligung ohne vorherige Aufforderung mittels Anmeldebogen 

und planlicher Darstellung zu erfolgen. 

 

Der Anmeldebogen ist vollständig ausgefüllt und unterfertigt binnen zwei Wochen nach 

Zustellung der Aufforderung der Stadtgemeinde zu übergeben. 

 

Über den Bestand der Anschlusspflicht entscheidet die Bürgermeisterin oder der 

Bürgermeister im eigenen Wirkungsbereich der Gemeinde (gem. § 20 Bautechnikgesetz, 

LGBI. 1/2016 i.d.g.F.). 

 

Besteht Anschlusspflicht nach den baurechtlichen Vorschriften nicht, kann der Anschluss an 

die Gemeindewasserleitung vom Eigentümer jederzeit beantragt werden.  

Besteht zum Zeitpunkt einer Gebietserschließung durch die Ortswasserleitung bereits eine 

private Wasserversorgungseinrichtung, so ist diese unverzüglich aufzulassen, wenn hiefür 

seitens der Wasserrechtsbehörde eine wasserrechtliche Bewilligung versagt wird bzw. eine 

bestehende wasserrechtliche Bewilligung erlischt. Ab diesem Zeitpunkt ist nur mehr 

Trinkwasser aus der Ortswasserleitung zu entnehmen. 

 

Ein vorübergehender Anschluss an das Gemeindewasserleitungsnetz ist unter 

Berücksichtigung der, im § 9 (b) elfter Absatz dieser Wasserordnung festgelegten 

Voraussetzungen möglich. Jene Objekte, die bereits an das Ortswasserleitungsnetz 

angeschlossen sind, jedoch die Versorgung mit Trinkwasser aus der privaten 

Trinkwasseranlage weiter besorgen, haben in regelmäßigen, fünf Jahre nicht 

überschreitenden Zeitabständen ab Aufnahme der auch nur teilweisen Benutzung einen 

Wasserbefund über die Versorgung mit gesundheitlich einwandfreiem Trinkwasser 

einzuholen. Dem Wasserbefund muss eine bakteriologische Untersuchung zugrunde liegen. 

Beim Vorhandensein eines negativen Untersuchungsbefundes ist als Trinkwasser nur mehr 
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Wasser aus dem Ortswasserleitungsnetz zu verwenden. Eine Ausnahme davon ist nur 

dann möglich, wenn die private Wasserversorgungsanlage wieder Trinkwasserqualität 

aufweist und zwei positive Untersuchungsbefunde innerhalb von 3 Monaten der Gemeinde 

vorgelegt werden. Die Funktionsfähigkeit der einwandfreien Trennung von privatem Wasser 

und Wasser aus der Gemeindewasserleitung ist neben der Trinkwasserqualität 

Voraussetzung für die zweifache Wasserversorgung. Bei Systemtrennung ist eine jährliche 

Überprüfung durchzuführen und das Überprüfungsprotokoll der Stadtgemeinde vorzulegen. 

Ist diese Voraussetzung nicht mehr gegeben, ist das Objekt nur mehr ausschließlich mit 

Wasser aus der Ortswasserleitung zu versorgen und die Verbindungsleitungen sind 

abzuschließen. Beauftragte oder Vertreter der Stadtgemeinde sind jederzeit berechtigt, die 

technische und tatsächlich praktische Trennung der Anlage zu kontrollieren. 

 

§ 12 Wasserdruck 

 

Der Wasserdruck muss an der Abnahmestelle noch mindestens 1,5 bar betragen. Liegen 

Anschlussobjekte schon außer diesem Druckbereich, so dass eine Drucksteigerungsanlage 

erforderlich wird, so haben die Errichtungs- und dauernden Betriebsmehrkosten hiefür die 

daran interessierten Wasserbezieher zu tragen. 

Bei zu viel Druck (über 5 bar) ist ein Druckminderer nach der Wasseruhr einzubauen. Die 

Kosten dafür hat der Wasserbezieher zu tragen. 

 

§ 13 Rohrschäden und Wasserverlust 

 

Für Rohrschäden und Wasserverlust hinter dem Zähler, also an der Hausinstallation selbst, 

wird generell kein Wassergebührennachlass gewährt. 

 

§ 14 Wasserbezug Feuerwehr 

 

Der Wasserbezug für Zwecke der Feuerwehr und die Errichtung von Hydranten wird 

gesondert geregelt. Für Schäden an Geräten und dgl., die durch Leitungsdruckverlust 

infolge Wasserentnahme für Löschzwecke entstehen könnten, wird kein Ersatz geleistet. 

Die Feuerwehren sind berechtigt, aus der Hauptwasserleitung im Brandfall Wasser zu 

entnehmen, ohne dass die Wasserabnehmer einen Anspruch auf Schadenersatz haben. 
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Die Hausbesitzer sind ebenso verpflichtet, den Bedarf einzuschränken, wenn der Auftrag 

hiezu an sie ergeht. 

 

§ 15 Wassermangel 

 

Die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister ist für den Fall, dass der Objektseigentümer die 

ihm gemäß den vorstehenden Bestimmungen obliegenden Verbindlichkeiten nicht, oder 

nicht vollständig erfüllt, berechtigt, auf Kosten der Verpflichteten das Erforderliche zu 

veranlassen. Die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister ist weiterhin befugt, den 

Wasserzufluss auf das zum Bedarf für Mensch und Tier erforderliche Maß einzuschränken. 

Die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister ist berechtigt, die erforderliche Änderung der 

Hausleitung vornehmen zu lassen, wenn Missbräuche bei der Wasserentnahme oder 

Wasserverbrauch festgestellt werden. 

 

Bei Zahlungsverzug werden die Bestimmungen des § 13 des Benützungsgebührengesetzes 

LGBl. 31/1963 i.d.g.F. angewendet. 

  

Bei Wassermangel ist die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister berechtigt, 

vorübergehend den Wasserbezug für gewerbliche und industrielle Zwecke einzuschränken 

oder im Notfall gänzlich zu sperren.  

 

§ 16 Kontrolle Wasserabläufe 

 

Die Stadtgemeinde ist berechtigt, sämtliche Wasserabläufe zu kontrollieren. 

 

§ 17 Umsatzsteuer 

 

Zu den Gebühren wird die gesetzliche Umsatzsteuer hinzugerechnet. 

 

§ 18 Strafbestimmungen 

 

Übertretungen der Vorschriften der Wasserleitungsverordnung werden nach dem § 6 des 

Salzburger Gemeindewasserleitungsgesetz LGBl. 78/1975 i.d.g.F.  geahndet. 

 




